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Zusammenfassung 

Um die ambitionierten Klimaschutzziele zu erreichen, braucht Deutschland effektive Instru-

mente und Maßnahmen auf nationaler, bundesstaatlicher und kommunaler Ebene. Der Er-

folg dieser Politik wird maßgeblich davon abhängen, ob es gelingt, eine breite gesellschaftli-

che Akzeptanz und Unterstützung für diese Maßnahmen auf den entsprechenden Ebenen 

zu erreichen. Die Haltung der Bevölkerung wird jedoch in der Regel auf nationaler Ebene 

über Umfragen gemessen, die geographische Unterschiede dabei auf den subnationalen 

Ebenen außer Acht lassen.  

Im Rahmen dieser Analyse schätzen wir die durchschnittliche Bevölkerungszustimmung zu 

26 Klimaschutzmaßnahmen in den Sektoren Wärme, Transport und Energie auf Bundes-

land-, Landkreis- und kommunaler Ebene zwischen 2017 und 2021 mittels eines mehrstufi-

gen Regressions- und Poststratifizierungsmodells. Die Schätzungen basieren auf zwei bun-

desweit repräsentativen Panel-Umfragen, dem Sozialen Nachhaltigkeitsbarometer und dem 

Ariadne Wärme-& Wohnen-Panel.   

Durch die Analyse werden erhebliche regionale Unterschiede in der Zustimmung von Klima-

schutzmaßnahmen in der deutschen Bevölkerung sichtbar. Die Befürwortung einzelner Kli-

maschutzmaßnahmen variiert teilweise um bis zu 60 Prozentpunkte zwischen den unter-

suchten geographischen Einheiten. In der Gesamtbetrachtung der räumlichen Disparitäten 

zeichnen sich bedeutsame Unterschiede zwischen Stadt- und Landbevölkerung sowie West- 

und Ostdeutschland ab. Im zeitlichen Verlauf haben sich dabei die Einstellungen gegenüber 

einzelnen Maßnahmen, wie beispielsweise dem Ausbau von Wind- und Solarkraftanlagen, 

angenähert, während die öffentliche Meinung zu anderen energiepolitischen Instrumenten, 

wie dem Kohleausstieg, im Laufe der Jahre polarisieren.  

Mittels einer zusätzlich durchgeführten räumlichen Panelanalyse können wir zudem zeigen, 

dass sich die Veränderungen von bestimmten Kontextfaktoren auf die Zustimmung von Kli-

maschutzmaßnahmen auf kommunaler Ebene auswirken. So finden wir einen positiven Zu-

sammenhang zwischen der Befürwortung des Ausbaus von Wind- und Solarkraftanlagen 
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und dem tatsächlichen Zubau an Solar- und Windkapazitäten in diesen Regionen. Ferner 

wird die Haltung gegenüber klimapolitischen Maßnahmen stark von räumlichen Diffusions-

effekten, d.h. der Ausbreitung von Einstellungen im sozialen Umfeld, bestimmt, wie der Ein-

fluss von Meinungsänderungen in einer Region auf deren Nachbarregionen veranschaulicht.  

Die in diesem Bericht und auf dem interaktiven Online-Dashboard zur Verfügung gestellten 

Schätzungen der Zustimmung zu Klimaschutzmaßnahmen, stellen eine wichtige Informati-

onsgrundlage für politische Entscheidungsträger:innen dar, um den gesellschaftlichen Her-

ausforderungen bei der Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen effektiv zu begegnen.  

Alle generierten Daten sind im Online-Dashboard „Lokale Klimaschutzeinstellungen in 

Deutschland“ unter https://hertie-school-ariadne.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/ 

einsehbar. 

 

 

  

https://hertie-school-ariadne.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/
https://hertie-school-ariadne.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/
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1. Einleitung 

Viele Klimaschutzmaßnahmen, wie der Ausbau von Windenergieanalagen, ein Verbot von 

Verbrennungsmotoren und der Kohleausstieg werden kontrovers in der Bevölkerung disku-

tiert. Dies führt häufig dazu, dass Politikerinnen und Politiker unbeliebte Maßnahmen nicht 

oder nur in abgeschwächter Form einführen (Levi et al., 2020). Obwohl viele dieser Maßnah-

men räumliche oder lokale Dimensionen haben, werden Bevölkerungsansichten üblicher-

weise nur für die Gesamtbevölkerung betrachtet, während regionale Unterschiede häufig 

unbeachtet bleiben.   

Ein räumlich differenzierter Blick auf die Haltungen der Menschen zur Klimapolitik ist aus 

folgenden Gründen von zentraler Bedeutung: Erstens kann so analysiert werden, ob und 

wie stark Klimaschutzmaßnahmen die Bevölkerung in Deutschland polarisieren und poten-

tiell zu Konflikten zwischen Regionen führen. Auch Maßnahmen, die von der Gesamtbevöl-

kerung mehrheitlich befürwortet werden, können in manchen Gebieten auf teils starken Wi-

derstand stoßen, was sich zum Beispiel durch Bürger:innenproteste gegen den Ausbau von 

Windenergieanlagen an Land äußert. Die Analyse von Meinungsunterschieden auf Kreis- und 

kommunaler Ebene kann dazu beitragen, lokale Proteste, die sich gegen Erneuerbare-Ener-

gien-Infrastruktur wie Windkraftanlagen, Freiflächensolaranalagen oder Übertragungsnetze 

richten, besser zu verstehen oder auch einen differenzierten Blick auf die Haltung der Men-

schen in Deutschland gegenüber Klimapolitik und deren Entwicklung zu erhalten.  

Zweitens kann der räumliche Vergleich der Befürwortung von Klimaschutzmaßnahmen hel-

fen zu verstehen, wie regionale und kreisspezifische Kontextfaktoren, etwa der Ausbau von 

Erzeugungskapazitäten oder Stromnetzen, die öffentliche Meinung in diesen Regionen ver-

ändert (Howe et al., 2019). Drittens können die Inhalte von Informations- und Kommunikati-

onskampagnen auf diese Weise auf die jeweiligen Einstellungsprofile der Zielgruppen ort-

spezifisch angepasst werden.  

Eine zielgruppenspezifische Gestaltung erhöht die Wirksamkeit derartiger Interventions-

maßnahmen, indem sie durch die Verwendung der jeweiligen Sprachsemantiken und 
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psychographischen Merkmalen der Zielgruppen die notwendige Aufmerksamkeit auf Inhalte 

und Argumente erhöht (Zhang et al., 2018). Die Kenntnisse über lokale Einstellungsmerk-

male gegenüber Klimaschutzmaßnahmen aus dieser Studie können helfen, effektive Bot-

schaften ortsspezifisch zu konzipieren, Dialoge regionalspezifisch zu gestalten und für Kom-

munikations- und Dialogoffensiven geeignete Regionen auszuwählen. 
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2. Methode (Kurzfassung) 

In diesem Beitrag schätzen wir auf Basis von umfangreichen empirischen Daten die öffentli-

che Meinung zu insgesamt 26 Klimaschutzmaßnahmen aus dem Energie-, Transport- und 

Gebäudesektor in allen 16 Bundesländern, in allen 402 deutschen Landkreisen und kreis-

freien Städten (NUTS3-level) sowie in Kommunen mit mehr als 10.000 Einwohnern (NUTS4-

level) und Stadtbezirken in Berlin, Hamburg und München. Für unsere Analyse nutzen wir 

individuelle Umfragedaten aus zwei bundesweit repräsentativen Panelstudien, die zwischen 

2017 und 2021 durchgeführt wurden, sowie hoch aufgelöste Kontextinformationen und 

mehrdimensionale Zensusdaten für die Gewichtung in allen regionalen Einheiten. Bei den 

Umfragedaten handelt es sich um das Soziale Nachhaltigkeitsbarometer der Energie- und 

Verkehrswende (SNB) (Renn et al., 2020; Wolf et al., 2021), das seit 2021 im Rahmen des 

Kopernikus-Projekts Ariadne erhoben wird, sowie die erste Erhebung des Ariadne Wärme- & 

Wohnen-Panels (WWP) (Frondel et al., 2022).  

Wir nutzen eine moderne Mehrebenenregression mit Poststratifizierungsmethode (MrP) in 

Kombination mit Methoden des maschinellen Lernens, um die Unterstützung von Klima-

schutzmaßnahmen auf subnationaler Ebene zu ermitteln (Broniecki et al., 2022) (weitere In-

formationen siehe Anhang). Das MrP-Verfahren unterteilt die Bevölkerung in eine Vielzahl 

von soziodemografischen Idealtypen und schätzt die Durchschnittsmeinung für jeden Ideal-

typ in den jeweiligen geographischen Einheiten auf Basis der Umfragedaten und hoch auf-

gelöster Kontextinformationen. Anschließend werden diese geschätzten Meinungen für je-

den dieser Idealtypen mit den prozentualen Anteilen der einzelnen Typen in der Bevölke-

rung der jeweiligen räumlichen Einheiten (Bundesland-, Landkreis- und Gemeindeebene) auf 

Basis von Zensusinformationen gewichtet. Als Ergebnis erhalten wir für die unterschiedli-

chen Verwaltungsebenen repräsentative Schätzwerte für die Zustimmung zu Klimaschutz-

maßnahmen. Wir knüpfen somit an früheren Arbeiten des Yale Programs for Climate 

Change Communication an, die MrP zur Schätzung lokaler Klimaschutzansichten in Nord-

amerika verwendet haben (Bergquist & Warshaw, 2019; Mildenberger et al., 2016).  
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Zusätzlich schätzen wir explizit die jährliche Variation in der Zustimmung der Maßnahmen 

für jene Zeitpunkte, in denen uns über mehrere Jahre individuelle Umfragedaten vorliegen. 

Die Berechnung erfolgt auf Basis eines räumlichen Panelregressionsmodells (Baltagi et al., 

2007; Kapoor et al., 2007), das sowohl die serielle Korrelation über die Zeit für jede räumli-

che Einheit als auch die räumliche Abhängigkeit zwischen diesen Einheiten für jeden Zeit-

punkt berücksichtigt (für weitere Details siehe Methodenanhang). Auf diese Weise können 

wir untersuchen, wie sich die geografischen Einstellungsmuster über den fünfjährigen Erhe-

bungszeitraum verändert haben. 
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3. Ergebnisse 

In diesem Abschnitt betrachten wir zunächst die Zustimmung zu Klimaschutzmaßnahmen 

über alle Politikfelder hinweg. Im Anschluss stellen wir die Ergebnisse zu einzelnen Maßnah-

men im Strom-, Mobilitäts- und Gebäudesektor dar. Dabei fokussieren wir uns auf die räum-

lichen Unterschiede der Zustimmungswerte (Abb. 1), wenden uns jedoch auch der Frage zu, 

wie sich die Zustimmung insgesamt und in den einzelnen Landkreisen über die Zeit entwi-

ckelt (Abb. 2). Dabei interessiert uns vor allem, bei welchen Maßnahmen es über die Zeit zu 

einer Konvergenz der Zustimmungswerte kommt und welche Maßnahmen polarisieren, also 

die Zustimmungswerte divergieren (Abb. 3).  

Darüber hinaus stellen wir die Ergebnisse einer Regression dar, welche die temporale Diffe-

renz in den Zustimmungsraten anhand von räumlichen Merkmalen identifiziert. Aus Platz-

gründen konzentrieren wir uns auf die wesentlichen Klimaschutzmaßnahmen und jene mit 

den markantasten Entwicklungen. Für die Ergebnisse zu den weiteren Klimaschutzmaßnah-

men verweisen wir die Lesenden daher auf das virtuelle Online-Dashboard. Während wir uns 

hier auf die Unterschiede auf Kreisebene beschränken, werden auf der interaktiven Website 

die Ergebnisse georeferenziert auf Bundesland- und Kommunenebene abgebildet (sofern 

ausreichend Daten in den Erhebungen vorliegen, was zumeist für große Städte der Fall ist). 

 

3.1. Geographische Verteilung der Befürwortung von Klimaschutzmaßnahmen – 

sektorübergreifend  

Unsere Ergebnisse zeigen, dass sich die ermittelte Zustimmung zu Klimaschutzmaßnahmen 

sowohl zwischen Politikfeldern als auch zwischen räumlichen Einheiten stark unterscheidet 

(Überblick und Erläuterung der Maßnahmen siehe Tabelle A2). Im Einklang mit früheren 

Studien (Levi et al., 2021) beobachten wir sowohl in den aggregierten Individualdaten der 

verwendeten Umfragen als auch im Vergleich der hier geschätzten Einstellungen ein hohes 

Maß an Zustimmung für Anreiz-Maßnahmen, welche beispielsweise emissionsarme Techno-

logien staatlich subventionieren oder ausbauen (z.B. der Ausbau und die Förderung von 

https://hertie-school-ariadne.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/
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Fahrradinfrastruktur und ÖPNV). Maßnahmen, welche die Nutzung fossiler Brennstoffe ein-

schränken, wie beispielsweise die Bepreisung von klimaschädlichem CO2, das Verbot von 

fossilen Heizungssystemen oder von Autos mit Verbrennungsmotoren, erfahren in vielen 

Regionen nur geringe Zustimmung (siehe Abb. 1).  

Bei der Zustimmung zu Klimaschutzmaßnahmen beobachten wir zwei größere Trends in der 

räumlichen Variation. Erstens, in urbanen Kreisen und kreisfreien Städten ist die Zustim-

mung zu Maßnahmen höher als in ländlichen Kreisen. So beobachten wir die größte Zustim-

mung über alle Politikbereiche hinweg in Berlin, Hamburg und Freiburg im Breisgau (Abb. 

1a-f). Diese Ergebnisse stehen im Einklang mit früheren Studien, die zeigen, dass Menschen 

in urbanen Regionen eher von der Existenz des menschengemachten Klimawandels über-

zeugt sind, sich mehr Sorgen über ihn machen und folglich auch in höhere Maß Gegenmaß-

nahmen befürworten (Mildenberger et al., 2016; Levi, 2020; Lee et al., 2015; Howe et al., 

2015)  

Zweitens stellen wir auf regionaler Ebene fest, dass bei Personen in Ostdeutschland die Be-

fürwortung des Ausstiegs aus der Kohleverstromung, die Einführung einer Gebäude-

klimaabgabe (Erläuterung siehe Tabelle A2) sowie die Bereitschaft für den Klimaschutz, hö-

here Kosten für fossile Brennstoffe zu tragen niedriger ausfällt, als in den westdeutschen 

Bundesländern. Der Grund für diese Differenzen wurde noch nicht ausführlich erforscht. 

Erste Studien deuten jedoch an, dass wirtschaftliche Schwierigkeiten, das niedrigere Lohnni-

veau und die vergleichsweise rasche Abwicklung der Braunkohleindustrie in den ostdeut-

schen Ländern zur Ablehnung ambitionierter Klimapolitik bzw. konkreter Maßnahmen bei-

tragen könnte, und dass die Unterdrückung der Berichterstattung von Umweltproblem in 

der DDR noch Spätfolgen auf Klimawandelbesorgnis ausübt (Götze et al., 2019; Walther & 

Isemann, 2019; Kountouris, 2021).  

Zunächst betrachten wir den im Jahr 2021 eingeführten CO2-Preis im Wärme- und Mobili-

tätssektor als sektorübergreifende Maßnahme, welcher einer der Eckpfeiler der derzeitigen 
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deutschen Strategie zur Bekämpfung des Klimawandels ist (siehe Abb. 1f). Im Bundesdurch-

schnitt sind im Jahr 2019 gemäß der Modellrechnung rund 49 % der Befragten bereit, hö-

here Kosten für Benzin und Heizöl bzw. Erdgas in Form der CO2-Bepreisung zu tragen.  

Es ergeben sich jedoch deutliche Unterschied zwischen urbanen und ländlichen Gebieten 

sowie zwischen Ost- und Westdeutschland. So sind beispielsweise 59 % der Menschen in 

Städten mit mehr als 250 000 Einwohnern bereit, höhere Preise für fossile Energieträger zu 

zahlen, um das Klima zu schützen, verglichen mit nur 50 % der Einwohner ländlicher Ge-

genden. Außerdem sind beispielsweise rund 54 % der Menschen, die in westdeutschen Krei-

sen und kreisfreien Städten leben, bereit höhere Preise für den Klimaschutz zu zahlen, wäh-

rend es in ostdeutschen Kreisen nur 39 % sind. Die Bereitschaft ist in sächsischen Kreisen 

mit 30 % am niedrigsten (Görlitz, Bautzen, Sächsische Schweiz). In der Stadt München ist 

die Bereitschaft höhere Kosten zu tragen mit 72 % am höchsten. Damit liegt die bayrische 

Landeshauptstadt deutlich über den Werten der Metropolen Berlin (62 %) und Hamburg  

(66 %) sowie anderer Großstädte wie Stuttgart und Köln (beide 66 %). Auch bei dieser Frage 

zeigt sich das Einstellungsmuster der höheren Zustimmung in Städten verglichen zu ländli-

chen Flächenkreisen. Dies gilt auch für die ostdeutschen Bundesländer. So liegen Leipzig 

(56 %) und Dresden (45 %) deutlich über ihren Nachbarkreisen, aber trotzdem noch deut-

lich unter vergleichbaren westdeutschen Städten.   
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Abbildung 1: Räumliche Variationen der Einstellungen gegenüber Klimaschutzmaßnahmen. Geschätzter Anteil 
der Bevölkerung, die a) den Ausbau und Förderung der Fahrradinfrastruktur (2021), b) eine CO2-basierte Ge-
bäudesteuer für Hauseigentümer (2021), c) den Ausstieg aus der Kohleverstromung (2019), d) den schrittwei-
sen Ausstieg aus gasbefeuerten Heizkesseln (2021), e) ein Verbot von Autos mit Verbrennungsmotor ab 2030 
(2021) und f) die Bereitschaft für den Klimaschutz höherer Preise für fossile Brennstoffe wie Heizöl oder Erdgas 
zu zahlen (2019) zumindest teilweise befürworten. Quelle: Eigene Darstellung 
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3.2. Geographische Verteilung der Befürwortung von Klimaschutzmaßnahmen im 

Stromsektor 

Im Stromsektor betrachten wir vor allem die Zustimmung zum Kohleausstieg, zum Ausbau 

von Übertragungsnetzen und zum Ausbau von verschiedenen erneuerbaren Erzeugungs-

technologien, wie Windenergie- und Freiflächensolaranlagen (Überblick und Erläuterung der 

Maßnahmen siehe Tabelle A2). Neben deutlichen Unterschieden in der Befürwortung der 

Klimaschutzmaßnahmen zwischen ländlichen Flächenkreisen und kreisfreien Städten, lie-

gen die Zustimmungswerte in den ostdeutschen Kreisen insbesondere beim Ausstieg aus 

der Kohleförderung unter dem Niveau von westdeutschen Kreisen. Jedoch auch in bayri-

schen Stadt- und Landkreisen ist der Anteil der Befürworter:innen für den Ausbau von Wind-

energie an Land und Freiflächensolaranlagen niedriger als in den übrigen westdeutschen 

Regionen (Abb. 1c). Bei allen betrachteten Politikmaßnahmen im Stromsektor zeigt sich, 

dass die Kreise mit den niedrigsten Werten mehrheitlich in den ostdeutschen Bundeslän-

dern Sachsen, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt liegen.  

Im zeitlichen Verlauf zeigen sich sowohl im gesamtdeutschen Durchschnitt (2017: 82 %; 

2018: 80 %; 2019: 82 %) als auch bei der Mehrheit der Kreise und kreisfreien Städte nur ge-

ringfüge Veränderungen im Hinblick auf die Zustimmung zum generellen Ausbau von Er-

neuerbaren Energien zwischen 2017 und 2019 (siehe Online-Dashboard). Dies gilt sowohl 

für Teilregionen mit einem unterdurchschnittlichen als auch überdurchschnittlichem Zu-

stimmungsniveau. So lagen in den untersuchten drei Jahren die Zustimmungswerte im 

Spree-Neiße-Kreis durchgehend am niedrigsten (2017: 68 %, 2018: 68 %, 2019: 62 %), wäh-

rend die kreisfreien Städte Münster und München die höchsten Werte verzeichneten (2017: 

89 %, 2018: 89 % und 88 %, 2019: 91 % und 92 %). Schließlich ist in einigen Kommunen mit 

bereits unterdurchschnittlichen Zustimmungswerten zum Ausbau der Erneuerbaren Ener-

gien ein Zustimmungsrückgang zu beobachten. So ist beispielsweise im Kreis Oberspree-

wald-Lausitz die Zustimmung von 71 % im Jahr 2017 auf 67 % in 2019 gesunken, in Bautzen 

von 70 % zu 65 % und in Elbe Elster von 73 % auf 68 %. 

https://hertie-school-ariadne.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/


12 
 

Ein differenzierteres Bild ergibt sich bei der Betrachtung der Einstellungen gegenüber dem 

Ausbau einzelner erneuerbarer Erzeugungstechnologien. Zum Ausbau von Solaranlagen auf 

Freiflächen ist bundesweit eine steigende Befürwortung von 2018 bis 2021 zu beobachten 

(2018: 59 %; 2019: 64 %; 2021: 75 %) (Abb. 2b). So liegen die Zustimmungswerte in den 

Landkreisen und kreisfreien Städten im Jahr 2018 in einem Intervall zwischen 46 % und  

64 %, in 2021 zwischen 67 % und 82 % (noch deutlicher ist der Zuwachs bei Solaranlagen 

auf Hausdächern, siehe Olnline-Dashboard). Über die Zeit ist die Zustimmung zur Errichtung 

von Solaranlagen auf Freiflächen also stark angestiegen, im Bundesdurchschnitt um 16 

Prozentpunkte. Dabei ergeben sich jedoch große Unterschiede zwischen den Kreisen, wobei 

der Zuwachs an Zustimmung bis zu 30 Prozentpunkten betragen kann (Abb. 3b).  

Ähnlich sind die Ergebnisse bei der Frage nach dem Ausbau von Windkraft an Land (Abb. 

2b). Im Bundesdurchschnitt ist die Zustimmung zu dieser Maßnahme zwischen 2017 und 

2021 von 43 % auf 75 %, also um 32 Prozentpunkte, deutlich gestiegen. Dabei ist die Zu-

stimmung in allen Kreisen gestiegen (von 35-52 % in 2017 auf 70-84 % in 2021). Am Ende 

der Zeitreihe ist die Zustimmung in den großen Städten am höchsten. So beziffert sich die 

Zustimmung in Berlin, Hamburg und Köln auf über 80 %.  Allerdings sind bei dieser Maß-

nahme bemerkenswerte Dynamiken im zeitlichen Verlauf in einzelnen Teilregionen Deutsch-

lands zu beobachten. Während 2017 noch ein klarer Unterschied in den Landkreisen in Ost- 

und Westdeutschland sichtbar ist, gleichen sich die Zustimmungsraten im Folgejahr an. Die 

Zustimmung in den ostdeutschen Städten und Kreisen steigt also stärker als in den west-

deutschen Städten und Kreisen, sodass die Zustimmungswerte bundesweit konvergieren 

(Abb. 3b). Die 63 Kreise mit den niedrigsten Zustimmungswerten liegen 2017 noch in Ost-

deutschland. Im Jahr 2018 liegen acht der zehn Landkreise mit der niedrigsten Zustimmung 

zum Ausbau von Windkraft in Bayern; unter den 20 Kreisen mit der niedrigsten Zustim-

mung liegen nur fünf im Osten.  Ein Faktor, der diese starke Zunahme in diesen und den an-

grenzenden Kreisen erklären könnte, ist ein Beteiligungsinstrument, durch das in Mecklen-

burg-Vorpommern und Brandenburg Erträge von Windkraftanlagen mit Kommunen geteilt 

werden müssen. 
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Beim Kohleausstieg ist die durchschnittliche bundesweite Zustimmung zwischen 2017 und 

2019 nur leicht von 63 % auf 64 % gestiegen (Abb. 2). Dabei ist die Befürwortung des Koh-

leausstiegs in Metropolen und Großstädten höher als in kleineren Städten und Kreisen (Abb. 

1c). So lag die höchste Zustimmung 2017 mit 77 % in der Stadt München und in 2019 mit 

82 % in Hamburg, während die niedrigsten Zustimmungswerte von 2017 bis 2019 im Spree-

Neiße-Kreis (2019: 22 %) zu beobachten sind (Abb. 2c). Allerdings hat sich die Haltung zum 

Kohleausstieg teilweise polarisiert (Abb. 3a, d). So stieg beispielsweise in Berlin die Befür-

wortung des Kohleaussteigs zwischen 2017 und 2019 von 71 % auf 81 % um fast 10 Pro-

zentpunkte, während im gleichem Zeitraum im Spree-Neiße-Kreis, einem ländlichen Land-

kreis in Ostdeutschland mit einer relativ großen energieintensiven (Braunkohle-)Industrie 

und einer rechtspopulistischen Mehrheit (mit 26,5 % ist die AfD die stärkste Fraktion im 

Kreistag), von 40 % auf 22 % und damit um 18 Prozentpunkte ein bemerkenswerter Zustim-

mungsrückgang zu verzeichnen ist.  

Auch in den anderen Kreisen der Lausitz und den angrenzenden (Flächen-)Kreisen ohne di-

rekten Braunkohleabbau im Bundesland Sachsen, zeichnet sich ein ähnliches Bild ab (Abb. 

3d). Im Kreis Görlitz sank die Zustimmung deutlich von 43 % auf 31 % und im Kreis Ober-

spreewald-Lausitz von 47 % auf 33 %. Im Steinkohlerevier an der Ruhr verringert sich die Zu-

stimmung erst von 57 % in 2017 auf 42 % in 2018, steigt dann aber wieder auf 55 % in 

2019. Auch in Bottrop, ebenfalls ehemaliges Steinkohlerevier, steigt die Zustimmung, zum 

Beispiel von 58 % in 2017 auf 63 % in 2019. Insgesamt beobachten wir beim Kohleausstieg 

einen ausgeprägten Divergenzprozess: Während die Zustimmung in Regionen mit hohen Zu-

stimmungsraten weiter steigt, reduziert sich die Zustimmung in einigen Regionen mit gerin-

gen Zustimmungsraten weiter.  
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Abbildung 2: Zeitliche Entwicklung der Befürwortung von ausgewählten Klimaschutzmaßnahmen auf Stadt- 
und Landkreisebene. Geschätzter Anteil der Bevölkerung, die a) den Ausbau von Windenergieanlagen an Land, 
b) den Ausbau von Freiflächensolaranalagen, c) den Ausstieg aus der Kohleverbrennung und d) einen Neuzu-
lassungsstopp für Verbrenner-Pkw ab 2030 zumindest teilweise befürworten. Quelle: Eigene Darstellung 
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3.3. Geographische Verteilung der Befürwortung von Klimaschutzmaßnahmen im 

Transportsektor 

Auch bei Maßnahmen im Transportsektor zeigt sich ein klares Gefälle zwischen Stadt und 

Land sowie Ost und West (Überblick und Erläuterung der Maßnahmen siehe Tabelle A2). Ein 

deutliches Bild zeigt sich bei der Frage nach einem Verbot von Neuzulassungen von Pkw mit 

Benzin oder Dieselmotoren ab 2030, dessen Zustimmung zwischen 2018 und 2021 erhoben 

wurde. Diese Maßnahme ist eine der unbeliebtesten Klimaschutzmaßnahmen in Deutsch-

land, deren Zustimmung in diesem Zeitraum auf niedrigem Niveau von 27 % auf 30 % nur 

leicht gestiegen ist (Abb. 1e). Bei der räumlich differenzierten Betrachtung der Bewertungen 

des Neuzulassungsverbots für Verbrenner zeigt sich ein sehr deutliches Stadt-Land-Gefälle. 

Die mit Abstand höchsten Zustimmungswerte beobachten wir in allen drei Erhebungswellen 

in Berlin (2021: 56 %), gefolgt von Hamburg (2021: 45 %) und Köln (2021: 44 %). In vielen 

größeren ost- und westdeutschen Städten (> 200.000 Einwohner) liegt die Zustimmungs-

rate durchschnittlich bei 30 % und darüber. Außerhalb der Metropolen und größeren Städte 

zeigt sich bei den Flächenkreisen ein leichtes Ost-West-Gefälle. Die 85 Kreise mit der nied-

rigsten Zustimmungswerten sind vor allem in Ostdeutschland zu finden. Allerdings be-

obachten wir eine ähnliche Situation auch in einigen süddeutschen Landkreisen, wie z.B. 

Cham, Passau und Straubing-Bogen, die mit jeweils 18 % in 2021 die niedrigsten Zustim-

mungswerte aufweisen.  

Über die Zeit betrachtet, ergeben sich bei der Haltung der Menschen gegenüber dieser Maß-

nahme nur geringfügige Änderungen (Abb. 2d). Im gesamten Zeitraum bewegen sich die Zu-

stimmungswerte über alle Kreise hinweg zwischen 16 % (Sächsische Schweiz) und 58 % 

(Berlin). Abb. 3e zeigt einerseits, dass in den meisten räumlichen Einheiten die Zustimmung 

leicht zunimmt. Es gibt jedoch keinen Stadt- und Landkreis, in der die Zustimmung um 

mehr als 10 Prozentpunkte steigt. Zwar gibt es einzelne Kreise, insbesondere in Bayern, in 

denen die Zustimmung sinkt, diese Entwicklungen sind jedoch nur marginal (im Durch-

schnitt 0,8 Prozentpunkte). 



16 
 

Zusätzlich wurden im Transportsektor in den Jahren 2019 und 2021 die Zustimmung zu Zu-

gangsbeschränkungen für Diesel- und Benzinautos zu Teilen von Innenstädten erhoben 

(siehe Online-Dashboard). Auch diese Maßnahme wird von der Mehrheit der Befragten nicht 

befürwortet; nur rund ein Viertel (28 %) in 2019 und etwas mehr als ein Drittel (37 %) in 

2021 stimmten im bundesweiten Durchschnitt der Einführung dieser Maßnahme zu. Dabei 

ergeben sich interessante regionale Unterschiede. So ist die Zustimmung in einigen Groß-

städten relativ groß. Im Jahr 2019 lag diese in München und Berlin mit 49 % bzw. 46 % im 

Vergleich zu den restlichen Regionen deutlich höher; der nächstgrößte Zustimmungswert 

beträgt 39 % in Hamburg. Auch hier ist die Zustimmung in den meisten ostdeutschen und 

ländlichen Gebieten deutlich schwächer ausgeprägt sowie mit 18 % in den Landkreisen Bau-

tzen und Sächsische-Schweiz-Osterzgebirge am niedrigsten. Über den zweijährigen Zeit-

raum ist die Zustimmung zu dieser Maßnahme in nahezu allen Stadt- und Landkreisen ge-

stiegen. Bemerkenswert ist dabei, dass die Zustimmung in ganz Deutschland insbesondere 

in den ländlichen Gebieten deutlich stärker angestiegen ist als in den städtischen Regionen. 

Gleichzeitig sind die Zuwächse in den ostdeutschen Städten größer als in den westdeut-

schen urbanen Räumen. Der Abstand zwischen den geschätzten Maximal- und Minimalwer-

ten bei der Zustimmung sinkt somit, sodass die Zustimmung zu dieser Maßnahme über alle 

räumlichen Einheiten hinweg konvergiert.  

Eine weitere, von der großen Mehrheit der deutschen Bevölkerung befürwortete verkehrspo-

litische Maßnahme ist der Ausbau des Radverkehrs (2019: 72 %; 2021: 74 %) (Abb. 1a). Vor 

dem Hintergrund des höheren Fahrradverkehrsanteils in urbanen Räumen im Vergleich zu 

ländlichen Gebieten (vgl. Nobis, 2019) sind die unterdurchschnittlichen Zustimmungswerte 

für den Ausbau der Radinfrastruktur in (Groß-)Städten überraschend. Während in vielen 

Landkreisen die Zustimmung in 2021 bei über 80 % liegt, beziffert sie sich in den Städten 

Hamburg auf 65 % und in Berlin auf 61 %. Grund hierfür könnte die stärkere Flächenkon-

kurrenz mit anderen Verkehrsmitteln sein, was insbesondere in Ballungszentren bei erhöh-

tem Platzbedarf für den Radverkehr zu Lasten des Pkw-Verkehrs gehen würde. Die Befür-

wortung ist im Zeitverlauf in nahezu allen Städten und Gemeinden relativ konstant geblie-

ben. So bewegte sich die Zustimmung im Jahr 2019 zwischen 56 % (Hamburg) und 79 % 
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(Oberspreewald-Lausitz) und im Jahr 2021 zwischen 53 % (Bonn) und 81 % (Krefeld) (siehe 

Online-Dashboard).  

Schließlich haben wir im Transportsektor zwei Maßnahmen zum Thema Elektromobilität 

untersucht: Erstens die allgemeine Befürwortung des Ausbaus von Elektromobilität und 

zweitens die Haltung gegenüber Subventionen für den Kauf von E-Autos (siehe Online-Dash-

board). Für den Ausbau von Elektromobilität liegen aus den Erhebungen Daten für die Jahre 

2018 und 2019 vor. Die Befürwortung dieser Maßnahme fällt in beiden Erhebungswellen 

sehr unterschiedlich aus: Während sich in 2018 die Mehrheit (56 %) dafür ausspricht, befür-

worten im folgenden Jahr nur noch etwas mehr als ein Drittel (37 %) der deutschen Bevölke-

rung den Ausbau.  

Bei der räumlich differenzierten Schätzung der Zustimmungswerte in den Stadt- und Land-

kreisen stechen im Jahr 2018 einige große Städte mit besonders hohen Werten heraus, wie 

Berlin (68 %), München, Münster, Köln (jeweils 64 %) und die Region Hannover (61 %). Im 

Jahr 2019 wird ein Nordwest-Südost-Gefälle sichtbar, das in 2018 noch nicht erkennbar ist. 

Außerdem fällt die Zustimmung generell, auch in den Teilregionen mit den höchsten Antei-

len an befürwortenden Personen deutlich ab. In Berlin beispielsweise verringert sich die Zu-

stimmung von 68 % auf 45 %. Verhältnismäßig hoch ist die Zustimmung im Jahr 2019 auch 

im Bundesland Nordrhein-Westfalen: Dort liegt die Zustimmung zwischen 37 % in Rem-

scheid bis 43 % in Köln. Der niedrigste Wert in 2019 zeigt sich mit 29 % in dem Bundesland 

Sachsen im Landkreis Sächsische-Schweiz-Osterzgebirge. Auf dem Zustimmungsniveau von 

30 % finden sich aber auch bayrische (Freyung-Grafenau, Garmisch-Partenkirchen, Starn-

berg) und brandenburgische Kreise (Spree-Neiße). 

Während im bundesweiten Durchschnitt weniger als die Hälfte (44 %) der in Deutschland le-

benden Bevölkerung in 2021 (2019: 37 %) Subventionen für den Kauf von E-Autos befürwor-

ten, zeigt sich bei den hier geschätzten Bewertungen in den einzelnen Bundesländern bzw. 

Stadt- und Landkreisen ein fließendes Nordwest-Südost-Gefälle (siehe Online-Dashboard). 

Wie auch bei der generellen Frage nach dem Ausbau von Elektromobilität, zeigen sich die 

höchsten Werte in Niedersachen und NRW (jeweils 48 %) und am niedrigsten in Sachsen 

https://hertie-school-ariadne.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/
https://hertie-school-ariadne.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/
https://hertie-school-ariadne.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/
https://hertie-school-ariadne.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/
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und Thüringen (39 %). Auf Landkreisebene ist Zustimmung im Emsland mit 54 % am höchs-

ten und am niedrigsten in der Sächsischen Schweiz-Osterzgebirge (34 %). 

 

 

Abbildung 3: Relative Veränderungen der Befürwortung von ausgewählten Klimaschutzmaßnahmen auf Stadt- 
und Landkreisebene. Differenz der politischen Unterstützung zwischen erstem und letztem Jahr der Erhebung, 
aufgeschlüsselt pro Landkreis, Jahr (a) und räumlich disaggregiert (b-e). Quelle: Eigene Darstellung   
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3.4. Geographische Verteilung der Befürwortung von Klimaschutzmaßnahmen im 

Wärmesektor 

Im Wärmesektor betrachten wir die Befürwortung einer Reihe von Fördermaßnahmen, Ab-

gaben und Vorgaben, beispielsweise eine Gebäudeklimaabgabe (Überblick und Erläuterung 

der Maßnahmen siehe Tabelle A2) sowie ein Einbauverbot von Öl- und Gasthermen (weitere 

Maßnahmen siehe Online-Dashboard). 

Einem Einbauverbot von Gaskesseln stimmen deutschlandweit rund 34 % der Befragten zu, 

wobei sich ein deutliches Stadt-Land-Gefälle zeigt (Abb. 1d). Während Berlin (52 %), Ham-

burg (48 %) und München (47 %) die höchsten Zustimmungswerte aufweisen und weitere 

größere Städte, wie Köln (45 %) und Heidelberg (43 %) folgen, befinden sich am Ende der 

Skala sechs ländliche Kreise aus Thüringen (Bereich 24 % in Greiz bis 26 % in Sömmerda). 

Ein eindeutiges Gefälle zwischen Ost- und Westdeutschland ist jedoch nicht erkennbar. So 

finden sich unter den Stadt- und Landkreisen mit niedrigen Zustimmungswerten z.B. auch 

Kreise aus Rheinland-Pfalz (etwa Kusel, Kaiserslautern und die Südwestpfalz, jeweils 27 %). 

Bei der Gebäudeklimaabgabe, die von Eigentümer:innen nach Menge der Treibhaus-

gasemissionen entrichtet werden müsste, zeigt sich ein differenzierteres Bild. Während sich 

bundesweit rund 33 % der Befragten dafür aussprechen, wird bei räumlich differenzierter 

Betrachtung sowohl ein Stadt-Land-Gefälle, aber auch ein Ost-West-Gefälle sichtbar, (Abb. 

1b). Der niedrigste Wert zeigt sich in der Sächsischen Schweiz mit 20 %, der höchste mit  

46 % in Heidelberg und Freiburg.  

Die Zustimmungsraten zum Einbauverbot von Ölkesseln liegen im bundesweit bei 65 % und 

unterscheiden sich vor allem zwischen dem Nordwesten und dem Rest der Republik. Beson-

ders hoch ist dabei die Zustimmung in Städten im Norden und Westen (Köln 78 %, Olden-

burg 75 %, Kiel 75 %, Lübeck 73 %); die niedrigste Zustimmung zeigt sich in Sachsen-Anhalt 

und Sachsen (Meißen und die Sächsische Schweiz bei 53 %). Für die Verpflichtung zur Nut-

zung von Erneuerbaren Energien (2021: 67 %) und hoher Energie-Effizienzstandards bei 

Neubauten (2021: 69 %) gibt es in allen Kreisen hohe Zustimmung. Für die Pflicht zur Nut-

https://hertie-school-ariadne.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/
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zung Erneuerbarer Energien sind die Werte mit 57 % im Kreis Görlitz und für die Energie-

standards mit 59 % in Meißen bundesweit am niedrigsten. Für die Pflicht zur Nutzung Er-

neuerbarer Energien gibt es die höchste Zustimmung in kreisfreien Städten in Baden-Würt-

temberg (Freiburg, Heidelberg je 75 % und Stuttgart 74 %).   

 

3.5. Einflussfaktoren der Befürwortung von Klimaschutzmaßnahmen  

Nachdem wir die öffentliche Meinung in den verschiedenen Kreisen verglichen haben, unter-

suchen wir mögliche Gründe, welche die Entwicklung von Klimaschutzansichten beeinflus-

sen könnten. Wir finden dabei heraus, dass die Zustimmung für den Ausbau von Windener-

gieanlagen in einem positiven Zusammenhang mit dem tatsächlichen Ausbau von Wind-

energieanlagen steht. Unsere Analyse kann jedoch nicht erklären, ob ein Zubau von Wind-

energieanalagen sich positiv auf Zustimmung zum Ausbau dieser konkreten Anlagen aus-

wirkt oder ob der Zubau die allgemeine Zustimmung zur Windkraft steigert. Ebenso be-

obachten wir einen positiven Zusammenhang zwischen der Zustimmung gegenüber dem 

Ausbau von Freiflächensolaranlagen und dem realen Zubau von sowohl Windenergie und 

Freiflächensolaranlagen. Die Entwicklung von Kohlekraftwerkskapazitäten hat hingegen 

keinen Einfluss auf die Befürwortung des Kohleausstiegs.  

Weiterhin beobachten wir starke räumliche Diffusionsprozesse zwischen benachbarten 

Landkreisen. Das bedeutet, dass sich die öffentliche Meinung in einem Landkreis auf die 

Meinung in anderen Landkreisen auswirkt. Landkreise und kreisfreie Städte sind keine ab-

geschlossenen Einheiten. Im Gegenteil: Pendelbewegungen, Freundschaften und Familien 

nehmen keine Rücksicht auf Verwaltungsgrenzen. Deswegen überrascht es nicht, dass sich 

Ansichten über Landkreisgrenzen hinweg verbreiten. Unsere Analyse zeigt, dass die positive 

Veränderung der Zustimmung zu einer Maßnahme in einem Nachbarkreis, z.B. der Ausbau 

von Windkraft, mit einer positiven Veränderung der Zustimmung in den benachbarten Land-

kreisen zusammenhängt. Dieser Einfluss wird konsistent über alle benachbarten Landkreise 
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sichtbar. Positive räumliche Diffusion ist somit einer der größten, signifikantesten und kon-

sistentesten Prädiktoren für die Zustimmung zu emissionsarmen Technologien auf Kreis-

ebene.  
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4. Zusammenfassung und Fazit  

In dieser Analyse haben wir die Unterstützung für eine Reihe von Klimaschutzmaßnahmen 

auf Kreisebene in Deutschland auf Basis von zwei großen (Ariadne-)Erhebungen für die Peri-

ode von 2017 bis 2021 geschätzt und diskutiert. Dabei finden wir, dass der Einführung oder 

Intensivierung von Subventionen und Infrastruktur eher zugestimmt wird als Verboten und 

Steuererhöhungen. Allerdings unterscheidet sich das Niveau der Zustimmungswerte und 

deren zeitliche Entwicklung stark zwischen verschiedenen Regionen. Bei manchen Maßnah-

men, etwa dem Kohleausstieg, unterscheidet sich die Zustimmung über die Kreise hinweg 

um fast 60 Prozentpunkte zwischen deutschen Landkreisen. Dabei ist die Unterstützung für 

Klimaschutzmaßnahmen oft höher in urbanen als in ländlichen Gegenden. Auch beobach-

ten wir, dass die Unterstützung vieler Maßnahmen in den neuen Bundesländern geringer 

als in den alten Bundesländern ist. Die Ergebnisse für alle Maßnahmen und Regionen stel-

len wir in einem interaktiven Online-Dashboard zur Verfügung. 

Die im Zeitverlauf zunehmend befürwortende Haltung der deutschen Bevölkerung gegen-

über den meisten, der in dieser Studie untersuchten Klimaschutzmaßnahmen kann von der 

Politik als Ermutigung für mehr Klimaschutz angesehen werden. So wird die Umsetzung von 

Klimapolitik einfacher, da mit weniger Widerstand aus der Bevölkerung zu rechnen ist. Je-

doch ist die Zustimmung keinesfalls gleichmäßig gestiegen. Wir beobachten bei einigen Kli-

maschutzmaßnahmen, etwa dem Ausbau von Windkraftanlagen an Land und Solaranlagen 

auf Freiflächen, einen Konvergenzprozess der Einstellungen in der Bevölkerung. In Regio-

nen, in denen die Zustimmung zum Ausbau dieser Erzeugungstechnologien zu Beginn der 

Beobachtungsperioden relativ gering war, ist die Zustimmung besonders stark gewachsen. 

Hingegen ist der Anstieg in Regionen mit bereits hoher Zustimmung zwangsläufig weniger 

intensiv verlaufen. Da der besonders große Anstieg vor allem in ostdeutschen Regionen zu 

verzeichnen ist, liegt die Vermutung nahe, dass die Einführung eines neuen Beteiligungsin-

strumentes in Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg, durch welches Erträge von 

Windkraftanlagen mit Kommunen geteilt werden müssen, dazu beigetragen hat.  

https://hertie-school-ariadne.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/
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Hingegen beobachten wir bei der Zustimmung zum Kohleausstieg einen ausgeprägten Di-

vergenzprozess: Während die Zustimmung in Regionen mit hohen Zustimmungsraten wei-

ter steigt, reduziert sich die Zustimmung in einigen Regionen mit geringen Zustimmungsra-

ten. Aus Politperspektive ist dies eine beunruhigende Entwicklung, da bei zunehmender Po-

larisierung der Widerstand gegen diese Klimaschutzmaßnahme auf lokaler Ebene zuneh-

men könnte. Die Politik kann jedoch versuchen mit gezielten Informations- und Kommuni-

kationskampagnen über die Vorhaben zu informieren sowie durch gut strukturierte und 

motivierende Formen der Bürger:innenbeteiligung vor Ort die Unterstützung und Legitimi-

tät politischer Maßnahmen zu stärken.  

Während die Zustimmung zu Maßnahmen im Stromsektor im Durchschnitt relativ hoch ist, 

sind die Zustimmungswerte für Maßnahmen im Transportsektor oft eher gering. So liegt die 

Zustimmung zu einem Verbot von Verbrennerfahrzeugen im bundesweiten Durchschnitt bei 

26 %, die Zustimmung zu einem Zufahrtsverbot von Pkw in Innenstädte bei 36 %. Vor dem 

Hintergrund, dass alle Sektoren einen signifikanten Beitrag zur Erreichung der Klimaschutz-

ziele 2045 leisten müssen, kann hier also mit großem Widerstand in der Bevölkerung ge-

rechnet werden, sollte es zu diesen recht einschneidenden Maßnahmen kommen. Während 

im Zeitverlauf die Zustimmung zum Verbrennerverbot auf einem konstanten Niveau verblie-

ben ist, ist die Streuung bei den Zugangsbeschränkungen etwas zurückgegangen. Es deutet 

sich also auch hier an, dass die Zustimmungswerte konvergieren.  

Darüber hinaus haben wir in einer Regressionsanalyse untersucht, welche Faktoren die Ent-

wicklung von Unterstützung für Klimaschutzmaßnahmen auf Kreisebene beeinflussen. Wir 

können dabei feststellen, dass die Zustimmung für den Ausbau von Windenergieanalagen 

und Freiflächensolaranlagen positiv mit dem realen Ausbau von Windkraft- und Freiflächen-

solaranalagen korreliert. Außerdem finden wir starke regionale Diffusionsprozesse, in denen 

die Entwicklung der öffentlichen Meinung in einem Landkreis die zukünftige Entwicklung in 

benachbarten Landkreisen stark beeinflusst. Interventionen, welche die Unterstützung von 

Klimaschutzmaßnahmen erhöhen sollen (z.B. Öffentlichkeitskampagnen oder Bürger:innen-

beteiligungen), könnten somit die größte Wirkung in stark vernetzten Regionen entfalten, 
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wo sie nicht nur direkte Veränderungen in dieser Region, sondern auch indirekte Verände-

rungen in benachbarten Regionen herbeiführen können. Dies unterstreicht die Wichtigkeit 

von regionalen Informations- und Kommunikationskampagnen sowie weiterer Mitsprache- 

und Teilhabemöglichkeiten der Bürger:innen bei der Umsetzung der Klimaschutzmaßnah-

men.   
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Anhang 

Materialien und Methoden 

Repräsentative Schätzungen der öffentlichen Meinung auf lokaler Ebene sind selten verfügbar, da 

die meisten Umfragen nur auf nationaler Ebene repräsentativ sind. Die Verwendung einfacher Stich-

probenmittelwerte zur Annäherung an die durchschnittliche lokale Meinung ist deshalb meist irre-

führend, weil die geringe Anzahl von Befragten in der lokalen Stichprobe bedeutet, dass zufällige 

Abweichungen zu erheblichen Unterschieden zwischen Stichproben- und Bevölkerungsmittelwert 

auf lokaler Ebene führen können. Deshalb nutzen wir hier eine moderne Mehrebenenmodellierungs- 

und Poststratifizierungsmethode (MrP) in Kombination mit Methoden des maschinellen Lernens, um 

die lokale Unterstützung von Klimaschutzmaßnahmen zu ermitteln. Das MrP-Verfahren unterteilt 

die Bevölkerung in eine Vielzahl von soziodemografischen Idealtypen und schätzt die Durchschnitts-

meinung für jeden Idealtyp in jedem lokalen Gebiet auf Basis von umfangreichen Umfragedaten und 

hochaufgelösten Kontextinformationen. Anschließend werden diese Idealtypen auf Basis von Zensus-

daten und mithilfe von Poststratifizierungsverfahren und Zensusinformationen zu lokal repräsentati-

ven Schätzungen aggregiert. 

Datenquellen und Vorverarbeitung 

Wir verwenden für diese Analyse umfangreiche Umfragedaten sowie Zensusinformation zu der (kom-

binierten) Verteilung von Geschlecht, Altersgruppen, und Bildungsabschlüssen für jede Ortschaft. 

Die verwendeten Befragungsdaten stammen aus zwei repräsentativen Panelstudien, dem Sozialen 

Nachhaltigkeitsbarometer der Energie- und Verkehrswende (SNB) (Renn et al., 2020; Wolf et al., 

2021) und dem im Rahmen des Ariadne-Projekts neu etablierten Wohn- und Wärmepanel (WWP) 

(Frondel et al., 2022). In beiden Studien wurden Mitglieder des forsa.omninet-Panels befragt. Dabei 

handelt sich um ein für die deutsche Online-Bevölkerung ab 14 Jahren repräsentatives Panel. Die 

Erhebung des SNB wurde vom forsa Institut in vier Wellen im jährlichen Abstand von 2017 bis 2019 

und nach Überarbeitung erneut in 2021 in den folgenden Zeiträumen durchgeführt: Juli in 2017 

(Welle 1), August bis September in 2018 (Welle 2), November in 2019 (Welle 3) und März bis April in 

2021 (Welle 4). In der ersten Welle nahmen insgesamt n = 7.843 Haushaltsvorstände im Alter zwi-

schen 18 und 92 Jahren teil, gefolgt von n = 6.549 Befragten in der zweiten und n = 6.189 in der 

dritten Welle. Im Jahr 2021 wurde eine neue Stichprobe mit n = 6.822 Befragten gezogen, die für die 
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deutsche Allgemeinbevölkerung repräsentativ ist. Die erste Erhebungswelle des WWP wurde im Sep-

tember 2021 durchgeführt. Der Fragebogen wurden von 15.426 Haushaltsvorständen vollständig 

beantwortet. Die Befürwortung der Maßnahmen wurde im Rahmen der Umfragen auf Basis einer 

fünfstufigen Likert-Skala („lehne ich stark ab (1)“ bis „befürworte ich stark (5)“) erfasst. Dabei haben 

wir Personen als Befürworter:innen einer bestimmten Maßnahme oder eines bestimmten politischen 

Ziels behandelt, wenn sie mindestens „befürworte ich eher (4)“ angegeben hat.  

Auf Kontextebene haben wir aus verschiedenen Quellen hochaufgelöste Daten zusammengetragen. 

Für die Daten hinsichtlich Bevölkerungsgröße, die Gesamtzahl der Autos, die Anzahl der privaten 

Autos, die Arbeitslosenquote, die durchschnittliche Wohnfläche pro Person, die Anzahl der Gebäude, 

die ausschließlich erneuerbare Energien nutzen, die Anzahl aller Heizungsanlagen, die Anzahl der an 

Fernwärme angeschlossenen Häuser und der die Anzahl der Gebäude, die mit Blockheizkraftwerken 

beheizt werden verwenden wir RWI-GEO-GRID Daten. Diese werden von dem kommerziellen Daten-

anbieter Mikromarketing-Systeme erhoben und aus mehr als einer Milliarde Einzeldatenpunkten 

aus verschiedenen Quellen aggregiert. Die Rohdaten stammen von datenintensiven Unternehmen, 

wie Creditreform sowie von amtlichen Institutionen, wie dem Kraftfahrt-Bundesamt. Weiterhin nut-

zen wir Daten der Regionaldatenbank zum Anteil der Haushalte mit niedrigem Einkommen, Anteil 

der hochqualifizierten Beschäftigten sowie zu der Größe der lokalen Wirtschaft, der wirtschaftliche 

Größe des lokalen Verkehrssektors, der wirtschaftlichen Größe des lokalen Energiesektors, der wirt-

schaftlichen Größe des lokalen Bergbausektors, der Gesamtgrundfläche einer Region und der Sied-

lungsfläche (Destatis, 2022). Außerdem verwenden wir Daten zur lokalen Erzeugungskapazität für 

Wind, Sonne und Braunkohle von der Bundesnetzagentur (Bundesnetzagentur, 2022) sowie die 

durchschnittlichen Stimmenanteile für die Grünen, die Stimmenanteile für die rechtsextreme AfD 

und die Stimmenanteile für die liberale FDP vom Bundeswahlleiter (Bundeswahlleiter, 2022). Je nach 

Datenverfügbarkeit werden die Daten auf Jahresbasis erhoben und mit dem jeweiligen Jahr der Ein-

zeldaten abgeglichen. 

Schätzung lokaler Zustimmung  

Das MrP-Verfahren unterteilt die Bevölkerung in eine Vielzahl von soziodemografischen Idealtypen 

und schätzt die Meinungen für jeden Idealtyp in jedem lokalen Gebiet, die anschließend mit einem 

Poststratifizierungsverfahren und Zensusinformationen zu lokal repräsentativen Schätzungen ag-

gregiert werden (Park et al., 2004; Broniecki et al., 2022; Downes et al., 2018). Dieses Verfahren 
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wurde bereits in einer Vielzahl von wissenschaftlichen Analysen verwendet, die Klimaschutzansich-

ten auf subnationalen Ebene analysieren (Mildenberger et al., 2016; Howe et al., 2015; Marlon et al., 

2021).  

In einem ersten Schritt verwenden wir das Mehrebenenmodell zur Vorhersage der individuellen Zu-

stimmung zu Klimaschutzmaßnahmen aus den SNB 2021 und Wärmepanel 2021 unter Verwendung 

von extern gesammelten Informationen auf Kontextebene:   

(1) Pr(𝑦𝑖 = 1) =  Φ (𝛽0 + 𝑥𝑛[𝑖]
𝑇 + 𝛽 + 𝛼𝑗[𝑖]

𝐵𝑖𝑙𝑑𝑢𝑛𝑔
+ 𝛼𝑗[𝑖]

𝐺𝑒𝑠𝑐ℎ𝑙𝑒𝑐ℎ𝑡 + 𝛼𝑗[𝑖]
𝐴𝑙𝑡𝑒𝑟+𝛼𝑗[𝑖]

𝑔𝑒𝑜𝑔𝑟𝑎𝑝ℎ𝑖𝑠𝑐ℎ𝑒 𝐸𝑖𝑛ℎ𝑒𝑖𝑡
) , 

𝛼𝑗[𝑖]
𝐵𝑖𝑙𝑑𝑢𝑛𝑔

 ~ 𝑁(0, 𝜎𝐵𝑖𝑙𝑑𝑢𝑛𝑔
2 ), 𝑓𝑜𝑟 𝑗 = 1, … . 𝐽, 

𝛼𝑗[𝑖]
𝐺𝑒𝑠𝑐ℎ𝑙𝑒𝑐ℎ𝑡 ~ 𝑁(0, 𝜎𝐺𝑒𝑠𝑐ℎ𝑙𝑒𝑐ℎ𝑡

2 ), 𝑓𝑜𝑟 𝑘 = 1, … . 𝐾, 

𝛼𝑗[𝑖]
𝐴𝑙𝑡𝑒𝑟 ~ 𝑁(0, 𝜎𝐴𝑙𝑡𝑒𝑟

2 ), 𝑓𝑜𝑟 𝑚 = 1, … . 𝑀, 

𝛼𝑗[𝑖]
𝑔𝑒𝑜𝑔𝑟𝑎𝑝ℎ𝑖𝑠𝑐ℎ𝑒 𝐸𝑖𝑛ℎ𝑒𝑖𝑡

 ~ 𝑁(0, 𝜎𝑔𝑒𝑜𝑔𝑟𝑎𝑝ℎ𝑖𝑠𝑐ℎ𝑒 𝐸𝑖𝑛ℎ𝑒𝑖𝑡
2 ), 𝑓𝑜𝑟 𝑛 = 1, … . 𝑁 

Wir nehmen Zufallseffekte für sieben Bildungskategorien, zwei Geschlechter, sieben Altersgruppen 

und 402 Landkreise und kreisfreie Städte auf. Die Verteilung dieser demographischen Variablen stel-

len wir in der Tabelle A1 dar. Eine Kombination aus Bildung, Geschlecht, Alter und Wohnort bildet 

einen eigenen demografisch-geografischen Idealtyp 𝑔𝑛, auf Basis einer Mittelwertbildung (siehe For-

mel (2)). Beispielsweise wird so die durchschnittliche Zustimmung von einer Frau zwischen 30 und 

40 Jahre mit einem Universitätsabschluss in einem bestimmten Landkreis berechnet.  

(2) 𝑔𝑛 =  �̂�𝑗𝑘𝑚𝑛 

In einem zweiten Schritt wird ein repräsentativer Bevölkerungsdurchschnitt für jedes Gebiet �̂�𝑛 er-

mittelt. Um den Bevölkerungsmittelwert für jedes Gebiet n zu schätzen, bilden wir den gewichteten 

Durchschnitt �̂�𝑗𝑘𝑚𝑛 auf der Grundlage der demografischen Informationen in jedem Gebiet (Formel 

3). Die Gewichtung wird standardmäßig durch Poststratifizierung der Idealtypen basierend auf den 

Häufigkeiten der Kombinationen der Idealtypen in jeder geografischen Einheit gebildet. Hierzu nut-

zen wir Zensusinformationen. 

 

(3) �̂�𝑛 =  
∑ �̂�𝑔𝑛 𝑁𝑔𝑛

𝐺
𝑔=1

∑ 𝑁𝑔𝑛
𝐺
𝑔=1
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Demografische Kategorie Individualdaten (SNBa und WWPb) 

Geschlecht Männlich 56%, Weiblich 44% 

Alter Unter 25: 3%,  

25-30: 5% 
30-40: 12% 
40-50: 15% 
50-65: 32% 
65-75: 21% 
Über 75: 11% 

Bildung Ohne Berufsbildung: 4% 

Lehre & Berufsausbildung: 42% 

Fachabschluss: 18% 

Fachakademie. 4% 

Fachhochschule: 18% 

Hochschule: 12% 

Promotion: 2% 

Tabelle A1: Verteilung der demografischen Merkmale im individuellen Sample 
a Soziales Nachhaltigkeitsbarometer der Energie- und Verkehrswende  
b Ariadne Wohn- und Wärmepanel 

 

Wir schätzen dieses Modell mit einem neuen Ensemble-Klassifikator, der mit Hilfe eines Bayes'schen 

Ensemblemodells angepasst wird. Neben einem klassischen mehrstufigen Regressionsmodell be-

rücksichtigen wir auch vier Klassifikatoren des maschinellen Lernens: Hauptkomponentenanalyse 

(PCA), Lassoregression, Gradientenbaum-Boosting und eine Support-Vektor-Maschine. Aktuelle Forschun-

gen haben gezeigt, dass diese Ensemble-Methode die Genauigkeit der MrP-Methoden um bis zu 

20 % erhöhen kann (Bronieki et al., 2022).  

Das Ensemble-Modell gewichtet die Ergebnisse der verschiedenen Klassifikatoren mittels einer inter-

nen Fehlerfunktion, bei welcher standardmäßig der mittlere quadratische Vorhersagefehler, die Mi-

nimierung der Kreuzentropie, der F1 Score und die Mittlere quadratische Abweichung verwendet 

werden. Da sich diese Fehlerquotienten immer auf die Genauigkeit der Schätzung individueller Um-

fragewerte innerhalb des Modells beziehen, haben sie keine klare externe Interpretation für die er-

mittelten lokalen Durchschnittswerte. Deshalb werden diese in der von uns verwendenden Imple-
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mentierung des Modells auch nicht als Gütekriterium ausgegeben. Um eine aussagekräftige Einor-

dung der Fehlerquote bzw. der Ungenauigkeit der lokalen Schätzwerte zu generieren, wird stattdes-

sen ein Bootstrapping-Ansatz empfohlen, bei denen durch wiederholte und randomisierte Schätzun-

gen die Bandbreite statistisch möglicher Durchschnittsmeinungen generiert werden (Bronieki et al., 

2022). Dies stellt uns aber aufgrund der hohen Anzahl von Beobachtungen und Landkreise vor ein 

praktisches Problem. Um Landkreis-spezifische Schätzwerte für eine Klimaschutzmaßnahme und ein 

Jahr zu schätzen, benötigen wir die Berechnung eines Ensemble Klassifikators, der alle vier machine 

learning Klassifikatoren auf einem High-Performance Cluster mit 128 Kernen zwischen zwei und vier 

Stunden verwendet. Eine einzelne Bootstrapping-Analyse mit 200 Iterationen würde somit zwischen 

acht und 16 Tagen laufen. Der dafür notwendige Speicherplatz hat in unseren Versuchen immer wie-

der zu Systemabstürzen geführt.  

Um dennoch ein Mindestmaß an Unsicherheitseinschätzungen liefern zu können, haben wir eine 

Bootstrapping-Analyse ohne die Verwendung der machine learning Klassifikatoren (nur unter Ver-

wendung des klassischen Multiebenen-Regressionsmodells) durchgeführt. Hier finden wir einen 

durchschnittlichen Standardfehler von 2.9 Prozentpunkten. Da hierfür nur die klassische Regressi-

onsanalyse verwendet wurde, ist dies eine konservative Schätzung. Analysen, der hier verwendeten 

Methode zeigen, dass die Verwendung aller Klassifikatoren im Ensemble die durchschnittlichen 

Standardfehler um circa 30% verringern kann. 

Räumliche Panel-Analyse   

Um den Zusammenhang zwischen einer Reihe unabhängiger Variablen und der lokalen Unterstüt-

zung von Klimaschutzmaßnahmen zu untersuchen, berechnen wir ein Modell mit festen räumlichen 

Effekten. Insbesondere testen wir, wie Veränderungen der Bevölkerungsgröße, des Anteils der Ar-

beitslosen, der Wahlergebnisse und der Erzeugungskapazitäten mit Veränderungen der Unterstüt-

zung der Klimapolitik zusammenhängen. Die Auswahl dieser Prädiktoren ist vor allem von der Da-

tenverfügbarkeit geprägt, da nur für wenige Variablen jahresscharfe Informationen aus Landkreis-

ebene verfügbar waren. Unser Modell kann formell wie folgt ausgedrückt werden: 

(1) y = 𝛽X + 𝑢𝑐  +  𝑢𝑖 +  𝜌𝑊𝑁 y, 

wobei y das Niveau der klimapolitischen Unterstützung und X die Menge unserer unabhängigen Va-

riablen mit den jeweiligen Regressionskoeffizienten 𝛽 bezeichnet. Wir nehmen auch eine Fehlerkom-

ponente mit zwei festen Effekten (TWFE) 𝑢𝑐 und einen zusätzlichen idiosynkratischen Fehlerterm 
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𝑢𝑖 auf. Schließlich schließen wir auch einen räumlich autoregressiven Fehlerterm ein, der eine räum-

liche Verzögerung der abhängigen Variablen enthält, die durch den räumlichen autoregressiven Ko-

effizienten 𝜌 und die Nachbarschaftsmatrix 𝑊𝑁  moderiert wird. Das Fehlerkomponentenmodell mit 

festen Effekten zerlegt daher die verbleibende unbeobachtbare Störung in zwei Komponenten: die 

unbeobachtete Heterogenität 𝑢𝑐 und den idiosynkratischen Fehler 𝑢𝑖 . Die Transformation mit festen 

Effekten bereinigt 𝑢𝑐 und entfernt damit alle unbeobachteten Einheitseffekte, die durch zeitlich un-

veränderliche Variationen zwischen den Ländern, wie z. B. Geographie oder langfristige Kultur- oder 

Industriestruktur, verursacht werden. Außerdem wird so für zeitliche Schocks kontrolliert, denen alle 

Landkreise gleichermaßen ausgesetzt sind. Wir fügen auch einen räumlich autoregressiven Fehler-

term ein, um für die räumliche Endogenität zu kontrollieren, die durch Clustereffekte innerhalb der 

Länder und georäumliche Diffusion zwischen benachbarten Ländern verursacht werden kann (Betz 

et al., 2020; Huntington, 1993; Pacheco, 2012; Vasi, 2006). Die räumliche Diffusion hängt von der 

räumlichen Nachbarschaftsmatrix 𝑊𝑁 und dem räumlichen Autoregressionskoeffizienten 𝜌 ab. Un-

ser Modell erlaubt auch, dass der idiosynkratische Fehlerterm 𝑢𝑖 auf der Grundlage der Nachbar-

schaftsmatrix 𝑊𝑁  und des räumlichen Fehlerterms l räumlich korreliert ist: 

(2) 𝑢𝑖 = l𝑊𝑁𝑢𝑖 +  𝜀 

Wir implementieren unser Modell mit der Softwareumgebung R unter Verwendung des Softwarepa-

kets spml (Baltagi et al., 2007; Kapoor et al., 2007). Für die Schätzung unseres räumlichen Panelmo-

dells konstruieren wir eine räumliche Gewichtsmatrix 𝑊𝑁, in der beide Dimensionen gleich der An-

zahl der Kreise N sind. Die Zeilen und Spalten stellen die räumlichen Einheiten dar, und die Zellen 

𝑤𝑖𝑗 geben an, ob zwei räumliche Einheiten 𝑖 und 𝑗 Nachbarn sind und daher für eine räumliche Kor-

relation anfällig sind. Wenn die räumlichen Einheiten 𝑖 und 𝑗 einen gewissen Grad an Nachbarschaft 

haben, ist die räumliche Gewichtung 𝑤𝑖𝑗 ungleich Null, andernfalls Null. Die Nachbarschaft wird auf 

der Grundlage einer gemeinsamen Grenze zugewiesen. In diesem Fall wurde das queen-Kriterium zur 

Bestimmung des Grades an Nachbarschaft verwendet, was bedeutet, dass Bezirke, die eine gemein-

same Kante oder einen gemeinsamen Scheitelpunkt haben, als aneinander angrenzend definiert 

werden. Die Ergebnisse des Regressionsmodells sind der Abbildung Anhang 1 dargestellt. 
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Anhang 1: Regressionsergebnisse für Panelanalyse der Entwicklung öffentlicher Zustimmung zu a) dem Aus-
bau der Windenergie, b) Ausbau Freiflächensolaranlagen, c) dem Kohleausstieg und d) dem Verbrennerverbot. 
Die unabhängigen Variablen sind in der vertikalen Achse aufgeführt, die horizontale Achse zeigt den standar-
disierten Regressionskoeffizienten mit einer 95% Unsicherheitsbandbreite an. Viele Prädiktoren sind nicht sta-
tistisch signifikant, was entweder auf die geringe Anzahl der Beobachtungen, die niedrige Varianz über den 
kurzen Zeitraum der Beobachtung, oder einen tatsächlichen fehlenden Zusammenhang zurückzuführen ist. 

 

Unsere räumlichen Regressionsmodelle ermöglichen es, sowohl den direkten Effekt einer Behand-

lungsvariablen auf das Ergebnis als auch die georäumliche Diffusion zwischen Einheiten zu berech-

nen. In Abbildung Anhang 1 simulieren wir die Diffusion, die sich aus einem externen Schock auf 

eine Einheit ergibt. Der kurzfristige Effekt umfasst sowohl den exogenen Schock als auch räumlichen 

Spill-over erster Ordnung (auf direkte Nachbarn). Die langfristige Auswirkung hingegen beschreibt 

den Gleichgewichtszustand, der schließlich nach unendlich vielen Runden von (zunehmend abneh-

menden) Spillover- und Rückkopplungseffekten erreicht wird. Die Schätzungen der Auswirkungen 

sind standardisiert und die Standardfehler wurden anhand von 1.000 Bootstrapping-Simulationen 

ermittelt. 
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Übersicht Klimaschutzmaßnahmen  

Sektor  Maßnahme Erhebungszeitraum  Quelle  

Übergreifend  CO2-Bepreisung  2019, 2021  SNBa 

Strom Ausbau von erneuerbaren Energieträgern  2017-2019, 2021 SNBa 

 Ausstieg aus der Kohle 2017-2019 SNBa 

 Ausstieg aus der Kernenergie 2017-2019, 2021 SNBa 

 Ausbau der überregionalen Stromnetze  2017-2019, 2021 SNBa 

 Ausbau von Solaranlagen auf Hausdächern  2017-2019, 2021 SNBa 

 Ausbau von Solaranlagen auf Freiflächen  2017-2019, 2021 SNBa 

 Ausbau von Windenergieanlagen an Land 2017-2019, 2021 SNBa 

Verkehr  Ausbau von Elektromobilität 2018, 2019 SNBa 

 Subvention für den Kauf von E-Autos 2019, 2021  SNBa 

 Neuzulassungsverbot von Autos mit Benzin- oder 
Dieselmotoren ab 2030  

2018, 2019, 2021 SNBa 

 Allgemeines Tempolimit auf Autobahnen  2019, 2021 SNBa 

 Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs 2019, 2021 SNBa 

 Ausbau des Radverkehrs 2019, 2021 SNBa 

 Zufahrtsbeschränkungen für Diesel- und Benzinau-
tos in Teilen von Innenstädten 

2019, 2021 SNBa 

Wärme  Nutzung von Erdwärme 2017-2019, 2021 SNBa 

 Einbauverbot für Ölheizung 2021 WWPb 

 Steuerliche Förderung energetischer Sanierungs-
maßnahmen für Selbstnutzer 

2021 WWPb 

 Erhöhung der Förderung für den Austausch von 
fossilen Heizungsanlagen 

2021 WWPb 

 Kostenlose Energieberatung 2021 WWPb 

 Einbauverbot für Gaskessel 2021 WWPb 

 Steuerliche Förderung energetischer Sanierungs-
maßnahmen für Vermieter 

2021 WWPb 

 Verpflichtende Verwendung von erneuerbaren 
Energien 

2021 WWPb 
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Sektor  Maßnahme Erhebungszeitraum  Quelle  

 Verpflichtende Einhaltung von hohen Effizienzstan-
dards im Neubau als sogenannte Niedrigst-Ener-
gie-Gebäude 

2021 WWPb 

 Eine Gebäudeklimaabgabe: Eine Abgabe, die sich 
an den Treibhausgasemissionen des Gebäudes ori-
entiert, die Eigentümer:innen von Gebäuden ent-
richten 

2021 WWPb 

 

Tabelle A2: Übersicht untersuchter Klimaschutzmaßnahmen. Für detaillierte Informationen zur Formulierung 
Items sowie weiteren untersuchten Fragen siehe Online-Dashboard unter Info/Fragen & Items:  
a Soziales Nachhaltigkeitsbarometer der Energie- und Verkehrswende  
b Ariadne Wohn- und Wärmepanel 

 

 

 

https://sebastianlevi.shinyapps.io/LocalAttitudesDashboard/


Der rote Faden durch die Energiewende: Das Kopernikus-Projekt Ariadne führt
durch einen gemeinsamen Lernprozess mit Politik, Wirtschaft und Gesellschaft,
um Optionen zur Gestaltung der Energiewende zu erforschen und politischen
Entscheidern wichtiges Orientierungswissen auf dem Weg zu einem klimaneu-
tralen Deutschland bereitzustellen.

Folgen Sie dem Ariadnefaden:

@AriadneProjekt

Kopernikus-Projekt Ariadne

ariadneprojekt.de

Mehr zu den Kopernikus-Projekten des BMBF auf kopernikus-projekte.de

Wer ist Ariadne? In der griechischen Mythologie gelang Theseus durch den Faden der Ariadne die sichere
Navigation durch das Labyrinth des Minotaurus. Dies ist die Leitidee für das Energiewende-Projekt Ariadne im
Konsortium von mehr als 25 wissenschaftlichen Partnern. Wir sind Ariadne:

adelphi | Brandenburgische Technische Universität Cottbus – Senftenberg (BTU) | Deutsche Energie-Agentur
(dena) | Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) | Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) |
Ecologic Institute | Forschungsinstitut für Nachhaltigkeit – Helmholtz-Zentrum Potsdam (RIFS) | Fraunhofer
Cluster of Excellence Integrated Energy Systems (CINES) | Guidehouse Germany | Helmholtz-Zentrum Hereon |
Hertie School | Hochschule für Wirtschaft und Umwelt Nürtingen-Geislingen (HfWU) | ifok | Institut der
deutschen Wirtschaft Köln | Institut für Klimaschutz, Energie und Mobilität | Mercator Research Institute on
Global Commons and Climate Change (MCC) | Öko-Institut | Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK) |
RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung | Stiftung KlimaWirtschaft | Stiftung Umweltenergierecht |
Technische Universität Darmstadt | Technische Universität München | Universität Greifswald | Universität
Hamburg | Universität Potsdam | Universität Stuttgart – Institut für Energiewirtschaft und Rationelle
Energieanwendung (IER) | ZEW – Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung
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